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In hg bt. 
Fiſchereibetrieb und Fiſchereirecht in Oeſterreich. IM. 
Witthetlungen aus der Praxis: 
* tres wolte in Rückſicht auf geſundheitsſchädliche Einflüſſe gewerblicher Be— 
lagen gehört, inſoſerne es ſich nicht um die Genehmigung einer erſt zu 
„chtenden Betriebsanlage oder um Aenderung in der Beſchaffenheit derſelben 
„der in der Fabricationsweiſe handelt, in den Wirkungskreis der autonomen Or⸗ 
„gane. (Competenz⸗Entſcheidung des Reichsgerichtes.) 
Perſonalien. 
Erled igungen. 


errichten 


Tiſchereibetrieb und Fiſchereirecht in Beſterreich. 
III. 


Folgen wir Peyrer's Darſtellung des älteren Fiſchereirechtes. 

In der älteren Zeit lag ein großer Theil der Geſetzgebung, ins⸗ 
beſondere jener über wirthſchaftliche Gegenſtände, daher auch über die 
Fiſcherei, in den Händen der unteren autonomen Organe, der Ge— 
meinden, Genoſſenſchaften und der kleineren Herrſchaftskreiſe. Wir 
finden daher auch zahlreiche Beſtimmungen über die Fiſcherei aus ſehr 
alter Zeit in den Weisthümern (Taidingbüchern), Dorf- und Herr⸗ 
ſchaſtsrechten. Dieſe Beſtimmungen normiren theils das Fiſchereirecht, 
theils die Art der Ausübung der Fiſcherei. Die älteren Taidingbücher 
erkennen die Fiſcherei noch häufig als ein Gemeinderecht oder als ein 


Recht der Grundbeſitzer an; vom 15. Jahrhundert an geht dieſelbe 


meiſtens an die Obrigkeiten über. In Gemeinden oder Marken, wo 
das Eigenthum von Grund und Boden einem Grundherrn zuſteht, 
gehört die Fiſcherei dem Grundherrn. Die Taidingbücher weiſen ihm 
in ſolchen Fällen zu „den Fiſch im Waſſer“, „den Fiſch im Maffer- 
ſtrom“, „die Fiſche in den Wagen“ (Teichen), „den Fiſch auf dem 
Sande“ u. dgl. Doch gibt es auch in den Grundherrſchaften Frei: 
waſſer, in welchen Jedermann fiſchen durfte. 

An Seen und Flüſſen, wo die Fiſcherei als ein eigener Er- 
werbszweig betrieben wird, bilden die Fiſchereiberechtigten eine Ge⸗ 
Noſſenſchaft und haben als ſolche ihre beſonderen Fiſchtaidinge mit 
in und richterlicher Gewalt. Sie geben ſich ſelbſt ihre Fiſcherei⸗ 
beiten und urtheilen im Genoſſenſchaftsgerichte über die Streitig⸗ 
155 und en und über ſtrafbare Handlungen. Wie bei den 
Fiſchereitaidingen ein Gerichtsherr oder deſſen Stellvertreter den Vorſitz. 
Es gilt dieſes ſowohl in den freien Gemeinden, welche ſich den Vor⸗ 
ſitzenden ſelbſt wählen, als in 
das Eigenthum des Fiſchwaſſers oder das Obereigenthum dem Ge⸗ 
richtsherrn, den Gemeindeinſaſſen aber nur beſtimmte, erblich oder auf 
gewiſſe Zeit verliehene Nutzungsrechte zuftehen, gewöhnlich gegen fixirte 
Abgaben an Fiſchen oder gegen ſonſtige Dienſte. 


rfgenoſſenſchaften und ihren Taidingen führt auf den 


grundherrlichen und gemiſchten, in welchen 


Aus den älteren Rechtsquellen treten uns praktiſche und freiheit 
liche Organiſationen des Fiſchergewerbes in ſeiner Verbindung mit der 
Landwirthſchaft entgegen, ein Zug der Selbſtverwaltung, der nirgends 
vor energiſchen Maßregeln zurückſchreckt, wo Diefelben als nothwendig 
und praktiſch erkannt werden. 


Je mehr einerſeits verſucht wird, insbeſondere bei den größeren 
Gewäſſern, Flüſſen und Seen, das Waſſerregale auch als Fiſcherei— 
regale geltend zu machen, andererſeits das Fiſcherei-Hoheitsrecht als 
Oberauffichtsrecht des Landesherrn ſich ausbildet, umſomehr tritt die 
autonome Geſetzgebung der unteren Kreiſe in den Hintergrund; vom 
16. Jahrhundert an wird das Fiſchereiweſen mehr und mehr durch 
die ſtaatliche Geſetzgebung des Landesherrn in verſchiedenen Fiſcherei⸗ 
ordnungen bald für einzelne Länder, bald für beſtimmte Fiſchwaſſer 
geregelt und es werden in denſelben Maßregeln getroffen, um die 
Fiſcherei nutzbarer zu machen und Verwüſtungen derſelben durch un⸗ 
geordneten Betrieb vorzubeugen. Einzelne dieſer Fiſchereiordnungen 
greifen noch in eine frühe Zeit zurück. Statt einer bloßen Aufzählung 

vieler ſolcher Ordnungen mit ihren Jahreszahlen verſuchen wir eine 
ausführliche Darſtellnng einzelner oberöfterreichticher landesherrlicher 
Fiſchereiordnungen zu geben. 


Die älteſte Fiſchereiordnung für Oberöſterreich iſt jene von Kaiſer 
Maximilian I. vom 7. März 1499, welche ſich im ſtändiſchen Archive 
zu Linz befindet. In derſelben beauftragt der Kaiſer den Hauptmann 
im Lande ob der Enns, Georg von Loſenſtein, in der Traun vom 
Fall aus bis in die Donau Ordnung in der Fiſcherei zu machen. Das 
Geſet enthält die Anordnung, daß die Fischer ihre Netze Segen) 
dann ihre Fiſchreiſchen (Fiſchkörbe) nur nach einem beſtimmten Bretel⸗ 
maße und nach einer beſtimmten Höhe gebrauchen, und die Fiſche 
welche nicht die gehörige Größe haben, wieder auswerfen ſollen. Die 
Bretelmaße beſtanden aus geſtempelten Bretchen, als Modelle für 
jene Bretchen, mit welchen die Fiſcher ihr verſchiedenes Fiſchzeug 
ſtrickten. Sie waren häufig in den Fiſchereiordnungen abgebildet und 
| in gleicher Weiſe findet man in den Fiſchereiordnungen oder auf 
Bildern in den Rathhäuſern, z. B. im Zürcher Rathhauſe, die ein 
zelnen Fiſcharten in ihrer bretel- oder britelmäßigen Größe abgebildet 
unter welcher ſie nicht gefangen werden durften. ö 

„Eine im Weſentlichen gleiche Fiſchereiordnung ging aus von 
Kaiſer Ferdinand I. am 1. Februar 1537. Sie verbietet insbeſondere 
gänzlich beſtimmte Fanggeräthe, z. B. die Zwiewaden, doppelte Zug⸗ 
netze mit zwei Säcken, von denen der äußere Sack kleinere Maſchen 
hat als der innere; ſie unterſagt, Fiſche während der Laichzeit zu 
fangen. Durch die angeſtellten Fiſchmeiſter ſollen die Fiſchbehälter 
fleißig unterſucht werden. a 

Ein drittes für Oberöſterreich ergangenes Fiſchereigeſetz iſt; 
von Kaiſer Maximilian II. vom 51. December De a Seller 
in der Regiſtratur der oberöſterreichiſchen Statthalterei. Dasſelbe wie⸗ 
derholt zum größeren Theil die früheren Geſetze und enthält einzelne 
Beſchränkungen zum Schutz der ungehinderten Schifffahrt auf der in 


Ueber eine Beſchwerde der Stände gegen die früheren Fiſcherei⸗ 
ordnungen wurde eine neue ſehr ausführliche „Fiſchordnung“ von 
Kaiſer Rudolf II am 3. Juni 1583 erlaſſen, welche zwar durch kein 
ſpäteres Geſetz außer Wirkſamkeit geſetzt wurde, aber factiſch dennoch 
überall in Vergeſſeuheit gerathen iſt. Sie iſt enthalten im Codex 
austriacus I., S. 354 und bezieht ſich vorzugsweiſe auf die „für⸗ 
nehmſten und fiſchreichſten Waſſer, Ström’ und Bäch' des Landes, 
nämlich die Donau, Traun, Vökla. Ager, Alm, Krems, Enns und 
Steier“. 

Für die Seen, insbeſondere den Mondſee, Atterſee, Wolfgangerz, 
Hallſtädter⸗ und Gmundnerſee, beſtanden beſondere Fiſchordnungen, 
welche der Kaiſer theilweiſe früher durch feine Commiſſäre hatte unter» 
ſuchen und verbeſſern laſſen. 

In der allgemeinen Fiſchereiordnung wird für alle Netze die 
Maſchenweite nach dem Bretelmaße vorgeſchrieben, welches in die 
Fiſchereiordnung eingezeichnet iſt, und von welchem in jeder Stadt 
und in jedem Markte ein vom Fiſchmeiſter gebranntes Viſir aufbe⸗ 
wahrt werden ſoll. In gleicher Weile iſt auch für die Reiſchen, d. i. 
die aus Ruthen geflochtenen Körbe mit engem Halſe und andere Fächer 
(feſte Fangwerkzeuge) die Oeffnungsweite vorgeſchrieben. Sie dürfen 
nicht in einer der Naufahrt abträglichen Weiſe derart eingelegt werden, 
daß fie das rechte Rinnſal der ſchiffbaren Flüſſe ſtören. 

Kein Fiſcher darf dem anderen in ſeine Waid fahren. Das 
Nachtfiſchen in der Traun iſt unterſagt. Die in den früheren Fiſcherei⸗ 
ordnungen verbotenen Zugwaden werden zwar wieder erlaubt, jedoch 
nur für den kleinen Fiſchfang und für die Zeit von St. Martins- bis 
auf Allermann⸗Faſchingstag. 

Die Eigenthümer oder Erbpächter der Fiſchwaiden dürfen die- 
ſelben nicht weiter in Beſtand verlaſſen. 

Die Müller, Hammerwerksbeſitzer und andere Werkleute haben 
ſich alles Föttelns ſo wie alles Fiſchfanges in ihren Geflüdern, weil 
ſonſt die edle Brut ſehr ausgeödet würde, zu enthalten, obgleich etliche 
auf den Bannwäſſern eine Gerechtigkeit des Fiſchens in ihrem Fluder, 
ſoweit man mit einem Hammer oder Beil werfen mag, ſich berühmen 
möchten. Das Reiſchenlegen oder Einſtucken, ſelbſt das Fiſchen mit der 
Angel, es ſei denn, daß einer oder der andere darüber einen beſonde⸗ 
ren Freibrief hätte, iſt denſelben verboten. Wenn ſie bei vorkommen⸗ 
der Nothdurft die Mühlbäche abkehren, ſollen fie dieſes dem Fiſcherei⸗ 
berechtigten drei Tage vorher verkünden, damit an der Fiſchwaid keine 
Verödung entſtehe. Die Berechtigten müſſen ſich aber viermal im Jahre 
folches Abkehren gefallen laſſen. Auf den gemeinen und Freifiſchwaſſern 
darf Niemand ſiſchen, er habe denn mit den Nachbarn Wunn und 
Waid, Trieb und Trad. (Feld- oder Weidegenoſſenſchaft.) Die Nach⸗ 
barn dürfen aber nur zwei Tage in jeder Woche, nämlich Pfingſttag 
und Freitag mit kleinem Fiſchzeug nach dem Bretelmaße fiſchen. Das 
Nachtfiſchen und Krebſen auf den Freibächen iſt gänzlich verboten. Die 
Nachbarn, welche Jemanden bei einer Uebertretung auf ſolchen Bächen 
betreten, ſind berechtigt, demſelben allen Fiſchzeug und alle bei ihm 
gefundenen Fiſche abzunehmen und die Obrigkeit ſoll den Verbrecher 
trafen. 

b Wer ſich der Fiſche durch beſonders hiezu bereitete Kugeln der— 
art gewaltig macht, daß er ſie mit den Händen fangen kann, ſoll mit 
ſtarker Leibesſtrafe ohne Verſchonung belegt werden. Niemand ſoll 
neben dem Fiſchwaffer des Fiſchens wegen Gruben oder Sümpfe 
machen; wo aber ſolche ſchon vorhanden wären, ſoll er ſie, wenn das 
Waſſer fallt und ausläuft, nicht verſchlagen, ſondern offen laſſen, da⸗ 
mit die Fiſche, welche bei Güſſen und höheren Waſſern darin geſtan⸗ 
den, wieder herausgehen mögen. Die in unverſchlagenen Gruben oder 
Sümpfen zurückbleibenden Fiſche mag der Eigenthümer der Gruben 
fangen und behalten, dagegen ſoll er die junge Brut wieder in das 
auslaufende Waſſer werfen. Ernſtlich iſt verboten, Hanf und Flachs 
in Weihern, Bächen und Fiſchwaſſern zu röſten; die Obrigkeiten ſollen 
darob ſein, daß beſonders gelegene und der Fiſchwaid unſchädliche 
Sümpfe und Gruben zur Flachs- und Hanfröſte hergeſtellt werden. 
Auch ſoll keine Runſen zur Verödung der Fiſchbrut abgekehrt oder 
mit Laden verſetzt werdeu. Da die Fiſche je zu Zeiten ihren Gang 
aus der Traun, Enns und anderen Waſſern in die Donau und her— 
wieder in die genannten Fluͤſſe nehmen, derzeit aber durch die Donau⸗ 
fiſcher ſolcher Aus- und Eingang häufig geſperrt wird, ſollen hinfüro 
weder die Donau- noch andere Fiſcher, oder wer immer die gemelde⸗ 
ten in die Donau rinnenden Gemäffer mit Segen oder Seßgarnen, 
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oder in anderer Weiſe, wenn die Fiſche ihren Wiedergang haben, 
verſetzen. 

Die Fiſcher ſollen berechtigt ſein, das ganze Jahr hindurch die 
Schild- u. dgl. Schadvögel in Hochnetzen und anderen Gerichten zu 
fangen, dagegen ſollen die Schwannen, Reiher und andere Vögel aufs 
Beßte gehaiet werden. Die Hof- und anderen Fiſcher ſollen auf den 
Bann⸗, Frei⸗ und anderen Waſſern keine Afchſorten, Förchen, Barm, 
Hechten, Karpfen, Huchen u. dgl. Fiſche fangen, einſetzen, noch ver⸗ 
kaufen, ſie ſeien denn vom Kopf⸗ bis zum Schwanzende gleich mit 
Ka Länge des gebrannten Bretelmaßes, wie ſolches am Ende der 
Fiſchereiordnung abgeriffen iſt; kommen kleinere Fiſche in deu Fiſch— 
zeug, wie es auch bei ordnungsmäßigen Netzen beim Ziehen nicht 
verhütet werden kann, fo ſollen ſolche Fiſchſorten ſogleich wieder in 
das Waſſer geſetzt werden. Zur Ueberwachung dieſes Gebotes ſollen 
die Obrigkeiten, die Fiſchmeiſter und eben fo die Marktauffeher in 
Städten und Märkten, ſowohl auf offenen Märkten, als auch bei den 
Fiſcherhäuſern und Einſätzen, Fiſchgruben und Fiſchbehältern, die Fiſche 
unterſuchen und die Uebertreter zur Strafe bringen. 

Einen Monat lang nach St. Simonstag ſoll kein Förchen 
Lachs und 14 Tage vor und 14 Tage nach Georgi kein Aſch 


gefangen, eingeſetzt oder verkauft werden. Die Aufſtellung von Schon: 
zeiten für die übrigen Fiſcharten nach den älteren Fiſchereiordnungen 
wird wieder eingeſtellt, weil dawider allerlei Bedenken vorgekommen 
ſind und es ſich auf eine Gewißheit oder Gleichheit nicht einrichten 
läßt. Der Sprenzling- und Mailingfang, wodurch das edelſte und 
fiſchreichſte Waſſer, die Traun, von Aeſchen bisher nicht wenig ver⸗ 
ödet wurde, wird zeitweilig eingeſtellt, bis ſich die Traun wieder 
mit Aeſchen beſamet hat, nur für die kaiſerliche Hoftafel und für die 
Tafel der Landherren dürfen junge Aeſche in der Zeit vor Katharina 
gefangen werden. Zu den verbotenen Fangzeiten dürfen auch die 
Obrigkeiten von den Fiſchern die Fiſchdienſte nicht abverlangen. Auf 
den übrigen in der Fiſchereiordnung nicht genannten Waldbächen 
ſollen die Landherren und Uuterthanen, welche Fiſchereien und Fiſche— 
reigerechtigkeiten haben, ſelbſt gute Ordnung ſchaffen, und wo mehrere 
an einem und demielben Fiſchwaſſer Theil haben, untereinander eine 
Gleichheit aufſetzen, damit Fiſche nicht zur Unzeit, oder kleiner als 
das Bretelmaß, welches ſie einführen wollen, gefangen, auf offene 
Wochenmärkte geſchickt, oder ſonſt zum Verkauf gebracht werden.“ 

Dem Vorurtheile der Zeit über den unzuläſſigen Fürkauf trägt 
die Fiſchereiordnung noch in vollem Grade Rechnung durch Einfüh— 
rung von Verkaufsbolleten und Ueberwachung der Verkäufer in jeder 
Weiſe, „damit die Fiſche wolfeil verkauft werden“. Aus dieſem Grunde 
iſt auch das Satzungsweſen auf den Fiſchverkauf ausgedehnt. Förchen 
ſollen auf dem Linzermarkt das Stück zu 14 Pfenninge, das Pfund 
aber zu 12 Kreuzer ein Aeſchling um 1 Kreuzer 2 Pfenninge 
u. ſ. w. verkauft werden. 

Auf Fiſche, welche aus Böhmen oder Baiern eingeführt wer⸗ 
den, haben die Beſtimmungen über Bretelmaß u. ſ. w. keinen Ein⸗ 
fluß. Die Handhabung der Fiſchereiordnung durch beſonders angeſtellte 
Fiſchmeiſter und ihr Aufſichtsperſonale, die Confiscation verbotener 
Fangwerkzeuge, die Abſtrafung der Uebertreter u. f. w. iſt in ſtrenger 
Weiſe verordnet. 

Für die Seen beſtanden, wie ſchon die Rudolphiniſche Fiſch⸗ 
ordnung erwähnt, beſondere Fiſchereiordnungen. Für den Mondſee 
in es wurde im Jahre 1544 eine ſolche Fiſchereiordnung 
errichtet. 

Als im Jahre 1858 die oberöſterreichiſchen Bezirksämter zu 
Erhebungen über das Fiſchereirecht und zu Gutachten aufgefordert 
wurden, berichtete der Bezirksvorſteher in Mondſee, es gelte für den 
See, ſoweit es ſich um polizeiliche Beſtimmungen handle, noch immer 
die Fiſchereiordnung vom Jahre 1544, man halte ſich auch noch an die 
weſentlichen, auch jetzt noch ausführbaren Beſtimmungen, und ſie 
ſeien praktiſcher, als jener neue Entwurf, der ihm zur Begutachtung 
mitgetheilt worden. 

In die Gerichtsbarkeit über den Mondſee (Mannſee) theilen 
ſich der Erzbiſchof von Salzburg und der Abt des Kloſters Mond⸗ 
ſee; von Strafgeldern fällt ein Drittel dem Erzbiſchof zu, zwei Drittel 
gehören dem Abt, genau in jener Weiſe, wie das Theilungsverhältniß 
für Geldſtrafen zwiſchen den Gau⸗ oder ſpäteren Landgerichten und den 
Immunitätsherren oder ſpäteren Grundherrſchaften ſchon in den Ca⸗ 
pitularien Karls des Großen vorgeſchrieben war. Alljährlich werden 


die Ehafttaidinge im Land- und Urbargerichte abgehalten, und es 
werden dort auch die wechſelſeitigen Rechte der Herren wie der an⸗ 
deren Grundbeſitzer oder Gerichtsleute gerügt, geöffnet und feſtgeſtellt. 
Streitigkeiten und Mißbräuche bei der Fiſcherei gaben Anlaß, daß 
im Jahre 1544 zwiſchen den beiden Gerichtsherren, Erzbiſchof Ernſt 
von Salzburg und Abt Sigmund von Mondſee die Fiſcherei auf 
Grund früherer Verträge und des alten Herkommens durch eine neue 
Ordnung geregelt wurde. Die Beſitzer der Fiſcherhäuſer oder ſoge— 
nannten Segenhäuſer haben das Fiſchereirecht auf dem See zwar 
nicht als freies Eigen, aber auch nicht als bloße Pächter, oder auf 
Widerruf, ſondern als Erbrecht, und dienen dafür den Gerichtsherren. 
Dem Erzbiſchof und beziehungsweiſe ſeinen Erbpächtern ſtehen fünf 
und eine halbe, den Fiſchern oder Erbpächtern des Abtes zu Mond⸗ 
ee zehn Segen oder Fiſchereien zu, dem Herrn von Thury eine 
Segen; der Abt hat außer den genannten zehn gewöhnlichen Segen, 
welche, wie es ſcheint, alle vererbrechtet waren, noch zwei größere für 
bie Fiſcherei des Kloſters, die Schöpferin und die lange Segen. 

N „Die Länge jeder Segen iſt genau beſtimmt; die Schöpferin 
Ba 50, die lange Segen des Kloſters 46 Klafter lang fein; mit 
der Schöpferin darf in der Faſten von Sonntag Letare bis Oſtern, 
ſonſt aber nur ausnahmsweiſe, wenn ein Landesfürſt nach Mondſee 
kommt, geſiſcht werden; mit der langen Segen zweimal in der Woche, 
vom St. George: bis St. Michgelstag. Jeder Fiſcher (Erbpächter) 
bat eine weite Segen 28 bis 30 Klafter, eine enge Segen 20 bis 
23 Klafter lang. Die Maſchenweite der Segen iſt ſehr genau nach 
dem in der Fiſchereiordnung abgebildeten Bretelmaß feſtgeſtellt. Nebſt 
den Zugnetzen ſind Setzgarne für Brachſen, Reinanken, Salblinge 
und Hechten, ferner Köderreuſen und Krebskörbe erlaubt, Zahl und 
Ses fa genau beſtimmt; Legangeln find verboten, weil dadurch der 
lie Dit wo jeder Bien zn ſſchen en andere Sangmerfgeuge; 
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find feſtgeſezt zu fiſchen hat, und die Zeiten des Fiſchen 
am „Cigenthümlich iſt die Beſtimmung, daß den Bauern um den 
Mondſee herum verboten wird, Teiche zu errichten und ſie mit Fiſchen 
zu beſetzen, weil ſie die Speisfiſche, welche ſie für die Teichfiſche be⸗ 
nethigen, aus dem See zu nehmen pflegen; ſolche Teiche hatten die 
Bauern damals ſehr viele errichtet; den Segnern dagegen iſt erlaubt, 
Teiche für Edelfiſche, insbeſondere für Hechte, zu halten. 

nu Ganz genau it für die vornehmeren Fiſche: Hechte, Brachſen, 
Reinanken und Salbling, das Maß vorgeſchrieben, unter welchem ſie 
nicht gefangen werden dürfen; die oben erwähnten Fiſcharten ſind 
nach dieſem Maß in der Fiſchereiordnung ſammt den Bretelmaßen 
der Netze abgebildet. Kommen kleinere Fiſche in die Netze, ſo ſollen 
ſie friſch und ohne Schaden in den See zurückverſetzt werden. Auch 
die Zahl der Fiſcherſchiffe und die Art des Gebrauches ift feſtgeſtellt, 
15 Aleicher Weiſe die Art des Fiſchverkaufes; hier tritt das obrig⸗ 
zeitliche Vorkaufsrecht hervor, indem die Verkäufer von Fiſchen den 
Gerichtsherren die Fiſche zuerſt zum Kauf anzubieten haben; ſelbſt 
nach Salzburg zur erzbiſchöflichen Hofhaltung ſind die Fiſche, „jedoch 
im ziemlichen Kauf“ von den „Fiſchkäufeln“ über Anordnung des 
erzbiſchöflichen Fiſchmeiſters zu liefern. 

Sowohl der Erzbiſchof als der Abt ernennen aus ihren Amt⸗ 
leuten je einen Fiſchereiauſſeher als „Handhaber der Ordnung“; ſie 
ſollen gegen Uebertreter der Ordnung nach Größe des Verbrechens 
die Strafen verhängen. Die zwei Auffeher ſollen jährlich ein⸗ oder 
zweimal alle Fiſchzeuge unterſuchen und Mängel abſtellen. Die Fiſche⸗ 
reiordnung iſt, wie alle ähnlichen Ordnungen, auf den Taidingen 
jährlich zu rügen und zu öffnen. 

Eine Fiſch⸗ und Krebſenordnung Kaiſer Ferdinands vom Jahre 
Sa für die Fiſcher und Fiſchhändler der Stadt Wien regelt den 
Enbeprdel in Wien und gibt Zeugniß von der damaligen reichen 
25 e clung des Fiſchereiweſens, dem auf zahlreichen Plätzen der 
Stadt Marktfreiheit eingeräumt war. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Sanitätspolizei in Rückſicht auf geſundheitsſchädliche Einflüſſe 
ewerblicher Betriebsanlagen gehört, inſoferne es ſich nicht um die 
Genehmigung einer erſt zu errichtenden Betriebsanlage oder um 
Aenderung in der Beſchaffenheit derſelben oder in der Fabrikations⸗ 
weiſe handelt, in den Wirkungskreis der autonomen Organe. (Com⸗ 
petenz⸗Entſcheidung des Reichsgerichtes) *). 


Wir theilen zu dem Falle das unterm 1. Mai 1874, 3. 65, 
erfloſſene Erkenntniß des Reichsgerichtes mit: 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 30. April 1874 ges 
pflogenen öffentlichen Verhandlung, bei welcher gegenwärtig waren 
— über den mittelſt Eingabe des galiziſchen Landesaus⸗ 
ſchuſſes de praes. 20. Februar l. J, 3. 20 R. G. geſtellten Antrag 
auf Entſcheidung des Competenzconflictes über die ſowohl von dem 
k. k. Miniſterium des Innern (für die ftaatlichen Verwaltungsbehörden), 
als von dem Landesausſchuſſe (für die autonomen Organe) in Anſpruch 
genommene Berechtigung zur Entſcheidung, ob aus ſanitätspolizeilichen 
Rückſichten die Abflüffe der Keſchen Gärberei zu Tysmienitz in Galizien 
in den Strymba-Fluß geleitet und Lohabfälle auf einem öffentlichen 
Platze gelagert werden dürfen, nach Anhörung des Herrn Dr. Paul 
Ritter v. Skwarczynski für den galiziſchen Landesausſchuß und des 
Herrn Miniſterialrathes Dr. Moriz Ritter v. Schmerling für das 
k. k. Miniſterium des Innern betreffs der von dem galtziſchen Landes⸗ 
ausſchuſſe formultrten Petite zu erkennen: 1. das k. k. Miniſterium 
des Innern habe in ſeinen Entſcheidungen vom 23. Juli 1873, 
3. 812 und vom 29. November 1873, 3. 16.697 ſeinen Wirkungs⸗ 
kreis überſchritten, und 2. die von dem galiziſchen Landesausſchuſſe 
in dieſer Angelegenheit vermöge Entſcheidung vom 11. November 
1872, Z. 17.265 angeordneten ſanitätspolizeilichen Verfügungen haben 
aufrecht zu beſtehen, — ſich für incompetent zu erklären befunden; hin⸗ 
fichtlich des Antrags auf Entſcheidung des obwaltenden Competenz⸗ 
conflictes aber zu Recht erkannt: „Die Entſcheidung über die Leitung 
der Abflüſſe aus der K. ſchen Gärberei zu Tysmienitz und über die 
Ablagerung der Lohabfälle dieſer Gärberei auf einem öffentlichen Platze, 
ſteht den autonomen Organen in dem durch die §§ 27 lit. f, 101 
und 106 (am Schluſſe), des galiziſchen Gemeindegeſetzes vom 
12. Auguſt 1866, Nr. 19 L. G. Bl. geordneten Inſtanzenzuge zu.“ 


Gründe: Die Incompetenz des k. k. Reichsgerichtes zur Fäl- 
lung der von dem galiziſchen Landesausſchuſſe sub 1 und 2 des 
Petites beantragten Ausſprüche, ergibt ſich aus dem § 33 des Geſetzes 
vom 18. April 1869, Nr. 44 R. G. Bl. über die Organiſation des 
Reichsgerichtes und über das Verfahren vor demſelben, wonach bei 
Competenzeonflicten das Erkenntniß, ohne das Innere der Sache zu 
berühren, ſich lediglich auf die Eutſcheidung der Competenzfrage zu 
befchränken hat. — Inſoferne aber ſowohl im Contexte der Eingabe 
des galiziſchen Landesausſchuſſes (insbeſondere Seite 6), als auch in 
der Rubrik derſelben die Entſcheidung des zwiſchen den ſtaatlichen 
Behörden und den autonomen Organen in der vorliegenden Angelegenheit 
obwaltenden Competenzconflictes beantragt iſt, hat das Reichsgericht 
über denſelben im Sinne des oben bezogenen Geſetzes zu entſcheiden 
befunden. — Dieſes Erkenntniß beruht auf nachſtehenden Erwägun⸗ 
gen: Zufolge § 27, Abſ. 2 und 5 des galiziſchen Gemeindegeſetzes 
vom 12. Auguſt 1866, Nr. 19 L. G. Bl., gehören die Sorge für 
die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums, dann die Geſundheits⸗ 
polizei — zu dem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde; die 
Handhabung der Ortspolizei in ihrem ganzen Umfange liegt nach 
§ 57 des galiziſchen Gemeindegeſetzes dem Ortevorſteher ob, gegen 
deſſen Verfügungen der weitere Inſtanzenzug, inſofern es ſich um An⸗ 
gelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes handelt, durch die 
$$ 101 und 106 geregelt if. — Daß zu den der Gemeinde im 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe zugewieſenen Gegenſtänden der Geſund⸗ 
heitspolizei auch die Handhabung der ſanitätspolizeilichen Vorſchriften 
in Bezug auf Straßen, Wege, Gaſſen, Plätze, Fluren, fließende und 
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) M. vergl. in Nr. 1 auf S. 2, Jahrg. 1874 dieſer Zeitſchrift die Mitthei⸗ 
lung der in derſelben Angelegenheit erfloſſenen dieſem Ausſpruche entgegenftehenden 
Entſcheidung des Miniſteriums des Innern. 


ftehende, Gewäſſer, Unrathscanäle und Senkgruben, dann in Bezug 
auf Trink- und Nutzwaſſer gehöre, iſt im § 3 a des Reichsgeſetzes 
vom 30. April 1870, 3, 68 R. G. Bl. betreffend die Organiſation 
des öffentlichen Sanitätsdienſtes, ausführlich ausgeſprochen und aner⸗ 
kannt. — Zufolge dieſer geſetzlichen Beſtimmungen, muß auch die 
Gemeinde Tysmienitz zur Eutſcheidung in Betreff der als ſanitäts— 
widrig gerügten Abflüſſe und Lohablagerung aus der dortigen Köchen 
Gärberei als berufen erkannt werden. Das k. k. Miniſterium des In⸗ 
nern erachtet jedoch im vorliegenden Falle eine beſchränkende Ausnahme 
von der geſetzlichen Regel deshalb machen und die Entſcheidung über 
die gerügten Uebelſtände für die Gewerbebehörde, nämlich die k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft Tlumacz, in Anſpruch nehmen zu ſollen, weil 
die angeblichen ſanitätswidrigen Uebelſtände mit dem Betriebe einer 
ſolchen Gewerbeunternehmung zuſammenhängen, welche für ihre Be— 
triebsanlage einer Genehmigung bedürfe und weil dieſe Genehmigung 
durch die Gewerbeordnung vom 20. December 1859, Nr. 227 
R. G. Bl. der Gewerbebehörde zugewieſen iſt, welche nach § 32 
dieſes Geſetzes die bei ſolchen Betriebsanlagen „allenfalls in Betracht 
kommenden Uebelſtände zu prüfen und die etwa nöthigen Bedingungen 
und Beſchränkungen vorzuſchreiben“ — auch nach $ 36 bei der died- 
fälligen „commiſſtonellen Verhandlung, alle maßgebenden Umſtände 
zu erheben, die vorgekommenen Einwendungen grundhältig zu erörtern“ 
hat. Allein dieſe geſetzlichen Verfügungen kommen nur dann und in 
ſoferne in Anwendung, wenn es ſich um die Genehmigung einer erſt 
zu errichtenden gewerblichen Betriebsanlage, oder um „Aenderung in 
der Beſchaffenheit der Betriebsanlage oder in der Fabrikationsweiſe“ 
($ 40) handelt. Sobald eine Betriebsanlage genehmigt und wirklich 
hergeſtellt iſt, erſcheint die Geſtion der Gewerbebehöoͤrde geſchloſſen, 
ibre Einflußnahme auf die Wuͤrdigung polizeilicher Rückſichten iſt 
beendet und es ſteht ihr nach Maßgabe des IX. Hauptſtückes der 
Gewerbeordnung nur noch die Handhabung der Gewerbevorſchriften, 
fo wie die Unterſuchung und Beſtrafung der Uebertretuugen der 
Vorſchriften des Gewerbegeſetzes zu. — Wenn ſich aber aus dem 
Betriebe einer bereits beſtehenden gewerblichen Betriebsanlage 
polizeiliche, insbeſondere ſanitätswidrige Uebelſtände ergeben, ſo 
findet ſich in der Gewerbeordnung keine Beſtimmung, zufolge welcher 
die Gewerbebehörde zu deren Erhebung, Würdigung und Abſtellung 
berufen wäre; es muß daher die betreffende Amtshandlung um 
ſo mehr in den Wirkungskreis der zur Handhabung der Local— 
polizei im Allgemeinen berufenen Organe fallen, als das galiziſche 
Gemeindegeſetz vom 12. Auguſt 1866 und das Geſetz über die 
Organiſation des Sanitätsdienſtes vom 30. April 1870 ſpäter 
erſchienen ſind, als die Gewerbeordnung vom 20. December 1859, 
und in dieſen ſpäteren Geſetzen die Beſchränkung des Wirkungs⸗ 
kreiſes der Handhabung der Localpolizei durch die Gemeinde nicht 
wohl hätte mit Stillſchweigen übergangen werden können, wenn 
eine ſolche in Betreff gewerblicher Betriebsanlagen auf Grund der 
Gewerbeordnung in der von dem k. k. Miniſterium des Innern be— 
haupteten Ausdehnung beſtünde. Allerdings iſt es bei dem von dem 
k. k. Reichsgerichte anerkannten Umfange der gemeindlichen Wirkſam⸗ 
keit in Local⸗Polizeiſachen möglich, daß eine Colliſion dann eintreten 
könne, wenn die Gewerbebehörde eine Betriebsanlage als zuläſſig ge— 
nehmigt hat und die Gemeinde nach Errichtung der Anlage die aus 
deren Betriebe ſich etwa ergebenden Uebelſtände in den Bereich ihrer 
Execution zieht; aber die bloße Möglichkeit einer ſolchen Colliſion 
darf das Reichsgericht, welches auf Grund der beſtehenden Geſetze 
zu urtheilen hat, nicht beſtimmen, bei der Entſcheidung eines con⸗ 
creten Competenzconflictes die zweifelloſen Vorſchriften der einſchlä⸗ 
gigen Geſetze außer Acht zu laſſen. zumal, da ſolche Colliſionen bei 
umfichtiger Handhabung der §§ 31—36 der Gewerbeordnung vom 
20. December 1859 nicht leicht eintreten können und gegen etwaige 
Uebergriffe in Handhabung der Localpolizet die §§ 101107 des 
galiziſchen Gemeindegeſetzes hinreichende Abhilfsmittel an die Hand 
geben, während es ſich andererſeits nicht verkennen läßt, daß oft Um⸗ 
ſtände eintreten können, welche zur Beſeitigung von Gefahren für die 
Sicherheit, für das Leben oder für die Geſundheit ein raſcheres, nur 
durch das Organ der Localpoltzei mögliches Einſchreiten gegen poli- 
zeiliche Uebelſtände aus einem genehmigten Gewerbebetriebe fordern 
können, als dies bei dem auf der Gewerbeordnung beruhenden Ges 
ſchäftsgange möglich wäre, daß daher bei grundſätzlicher Beobachtung 
der von dem k. k. Reichsgerichte in dem vorliegenden conereten Falle 
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feſtgeſtellten Competenz, die etwaigen Nachtheile einer möglichen Colli— 
ſion durch die ſchneller zu gewärtigende Einwirkung zum Schutze der 
wichtigſten Intereſſen der Localpolizei wohl aufgewogen würden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. Oberingenieur Julius Th all mayer und 
dem k. k. Ingenieur Ignaz Schlier holz, ſowie dem Ingenieur Paul Sprenger 
das goldene Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtmeiſter der k. k. Familien ⸗Fondsgüter im 
Marchfelde Franz Kareſch und dem Forſtmeiſter der k. k. Familien-⸗Fondsgüter 
Göding und Pawlowitz Friedrich Hollan das goldene Verdienſtkrenz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Joſeph Kalliwo da zum Oberfinanz⸗ 
rathe für Böhmen ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
bekleideten Bezirkshauptmanne Franz Nowak die Stelle eines ſtellvertretenden Re- 
gierungsrathes bei der Landesregierung in Klagenfurt verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann in Völkermarkt Julius Edlen 
v. Webenau den Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei verliehen. 

Sein Majeſtät haben dem Maſchineninſpector der priv. öſterr Staatseiſen⸗ 
bahn Auguſt Oehme das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Mejeſtät haben den Landeshauptmann ⸗Stellvertreter Dr. Anton Ritter 
v. Kochan owa ki zum Landeshauptmann in der Bukowina ernannt. 

Seine Diojeftät haben die provif, Attache's Philipp Grafen Saint-Gendis 
und Alphons Freiherrn Pereira Arnſteln, ſowie den Conceptsprakticanten der 
nied. öſterr. Finanzprocuratur Julins Schöfer zu Geſandtſchaftsattachés ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten Richard Jordan das goldene Ver⸗ 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Minifterpräfident hat den Miniſterialconcipiſten im Miniſterraths⸗ 
präſidium Erich Grafen Kielmansegg zum Miniſterial-Viceſecretär ebendaſelbſt 
ernannt. 

Der Minifter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Leopold Ritter v. 
Mayersbach zum Bezirkshauptmann im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Ferdinand Schmelzer 
und 1 Ritter v. Henneberg zu Statthaltereiſecretären in Nied.⸗Oeſterr. 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der nied. öſterr. Finanzprocuratur Dr. 
Peter Koller zum Finanzrathe daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Berg⸗ und Hüttenverwalter in Mizem Sylver 
Miszke zum Finanzſecretär bei der Lembecger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Sinanzminifter hat den Zoll⸗Oberamtscontrolor Joſeph Pöſchl zum 
Zoll: Oberamis⸗Vicedirector und den Zoll⸗Oberamtsoffieial Wilhelm Fiala zum 
Zoll-Oberamtscontrolor beim Wiener Hauptzollamte ernannt. 

Der Finanzminiſter bar für Böhmen zu Finanzräthen ernannt: die Finanz⸗ 
ſecretäre Joſeph Smutny, Friedrich Peters, Joſeph Zelezuy und Bernhard 
Pitter, die Finanz⸗Obercommiſſäre Eduard Stark, Ignaz Diener und Karl 
Rügemer, die Ober⸗Zollinſpectoren Guſtav Naske und Eduard Goltz, dann den 
Finanzwach⸗Oberinſpector Theodor Ott; — zu Finanzſecretären den Ober-Zoll⸗ 
inſpector Anton Wagner und die Finanzeommiſſäre Johann Lagarde und Jacob 
Bureſch; zum Finanzwach⸗Oberinſpector den Finanzcommiſſär Johann Stocky; 
zu Finanz⸗Obercommiſſären den Ober⸗Zollinſpector Wenzel Nowotny, dann die 
Finanzcommiſſäre Eduard Pöſchl, Rudolf Nowotny, Johann Jerabek, Tho⸗ 
Ma Preininger, Johann Lechky, Philipp Bauer, Franz Gireſch und Adolf 

zerny. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſeeretär Karl Freiherrn v. Czörnig zum 
Finanzrathe in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzſecretäre Thomas Bartu ſchek und Joſeph 
Hofmann zu Finanzräthen in Laibach ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steueroberinſpeckor Matthäus Madon zum 
Finanzſecretär in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzeommiſſäre Valentin Kronig und Maxi⸗ 
milian Janeſchitz zu Finanzſecretären und den Finanzeommiſſär Albert Ritter v. 
Luſchan zum Finanzobercommiſſär bei der Laibacher Finanzdirection ernannt. 

Der Handesminiſter hat den Poſteontrolor Franz Heinrich Pichler in Salz— 
burg zum Oberpoſtverwalter in Linz ernannt. 2 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Camillo Cerri zum Oberpoſt⸗ 
controlor in Trieſt ernannt. 


Erledigungen. 


Poſtofficialsſtelle in Nieder⸗Oeſterreich mit 900 fl. Gehalt und Aetivzulage 
bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 119.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Böhmen mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 15. 
Juni. (Amtsbl. Nr. 119.) 

Vier Forſtelevenſtellen bei der galiziſchen Forſt⸗ und Domänendirection und 
zwar zwei mit je 600 fl. und zwei mit je 500 . nebſt Reiſepauſchale, bis 20. Juni. 
(Amtsbl. Nr. 122.) 

Prakticantenſtelle beim k. k. Hauptmünzamte in Wien mit 600 fl. jährlichem 
Adjutum, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 122.) 

Einnehmersſtelle in der neunten, eventuell eine Controlersſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe, dann einige Adjunctenſtellen in der eilften Rangsclaſſe in Nieder⸗Oeſter⸗ 
reich, bis 21. Juni. (Amtsbl. Nr. 123.) 

Secretärsſtelle bei der Finanzprocuratur in Wien mit der achten Raugsclaſſe 
eventuell eine Adjunctenſtelle in der neunten oder eine Concipiſtenſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 25. Juni. (Amtsbl. Nr. 124.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


